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 Dz.: 61 / s21 
STADT KONSTANZ 

 
Satzung  

 
über den Bebauungsplan „Stromeyersdorf IB“  

und über die örtlichen Bauvorschriften  
 
Nach § 10 des Baugesetzbuches und § 74 der Landesbauordnung für Baden-Württemberg i. V. m.  
§ 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg hat der Gemeinderat der Stadt Konstanz am 
29.06.2006 den o. g. Bebauungsplan und die örtlichen Bauvorschriften als Satzung beschlossen. 
 

§ 1 
Räumlicher Geltungsbereich 

 
Dieser ergibt sich aus dem zeichnerischen Teil zum Bebauungsplan (§ 2 Nr. 1). 
 
 

§ 2 
Bestandteile der Satzung 

 
Bestandteile: 
 

 

des Bebauungsplanes  
1. zeichnerischer Teil vom 08.06.2006 
2. planungsrechtliche Festsetzungen vom 08.06.2006 
  
der Örtlichen Bauvorschriften  
3. örtliche Bauvorschriften   vom 08.06.2006 
4. Gründordnungsplan  
      und Begründung 

vom 20.09.1990 
vom 23.04.1991 

  
Beigefügt sind:  
5. Übersichtsplan/Auszug aus dem Flächennutzungsplan  vom 21.09.2000 
6. Begründung vom 24.05.2006 
7. Lagepläne Altlastenuntersuchungen vom 11.05.1995 
8. Auszug Zentrenkonzept und Konzept zur Sicherung von Ge-

werbestandorten 
vom 21.10.1999 

  
Anhang:                                                                                                                                                                                                            
zusammenfassende Erklärung nach § 10 Absatz 4 BauGB vom 30.06.2006 
 

 
§ 3 

Ordnungswidrigkeiten 
 
Ordnungswidrig im Sinne des § 75 LBO handelt, wer den in § 2 genannten örtlichen Bauvorschriften 
zuwiderhandelt. 
 
 

§ 4  
Teilaufhebung des Bebauungsplanes „Unterfeld“ 

 
Der am 02.08.1983 in Kraft getretene Bebauungsplan „Unterfeld“ wird im Überlagerungsbereich 
durch diese Satzung vollinhaltlich ersetzt und aufgehoben. 



 
§ 5 

Inkrafttreten 
 
Die Satzung über den Bebauungsplan und über die örtlichen Bauvorschriften tritt mit der ortsüblichen 
Bekanntmachung nach § 10 BauGB in Kraft. 
 
 
Die Satzung wird hiermit ausgefertigt.  
 
Konstanz, den  
 
STADT KONSTANZ - Dezernat III 
 
 
 
 
Werner 
Bürgermeister 
 
 
 
Bekanntmachung / Inkrafttreten:  
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BEBAUUNGSPLAN “STROMEYERSDORF I B” 
 

RECHTSGRUNDLAGEN 

 

Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung vom 27.08.1997, zuletzt geändert 

24.6.2004 

Baunutzungsverordnung (BauNVO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 23.01.1990, zuletzt 

geändert 22.04.1993 

Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. I, S. 58) 

Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) i. d. F. vom 08.08.1995 zuletzt geändert 

14.12.2004 

Denkmalschutzgesetz für Baden-Württemberg (DSchG) i. d. F. vom 06.12.1983 zuletzt 

geändert 14.12.2004 

 

 

PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN  

 

1 Art der baulichen Nutzung 
 
1.1 Gewerbegebiet (GE)  

gemäß §8 BauNVO in Verbindung mit §1 Abs. 5, 6, 9 und §14 BauNVO; 
§9 Abs. 1 Nr.1 und 5 BauGB 
 

1.1.1 Lagerhäuser, Lagerplätze, Tankstellen, Kfz-Werkstätten, Autowaschstraßen und 
Anlagen für sportliche Zwecke sind unzulässig. 

 
1.1.2 Einzelhandelsbetriebe und sonstige Handwerks-, Gewerbe-, oder Handelsbetriebe mit 

Verkaufsflächen für den Verkauf von Waren an Endverbraucher sind nicht zugelassen. 
Ausnahmsweise können Verkaufsflächen zugelassen werden, die auf dem Grundstück 
mit einem Produktions- oder Handwerksbetrieb verbunden sind, um ausschließlich dort 
hergestellte oder weiter zu verarbeitende oder weiterverarbeitete Produkte zu 
veräußern, wenn die Verkaufsfläche im Verhältnis zur sonstigen Betriebsfläche 
untergeordnet ist. Diese Ausnahme gilt nicht für Betriebe des Ernährungshandwerks. 
 

1.1.3 Vergnügungsstätten und Gewerbebetriebe, die der Prostitution dienen, sind 
ausgeschlossen.  

 
1.2  Im Nordosten wird ein Teilbereich als Gemeinbedarfsfläche für öffentliche Verwaltung 

ausgewiesen. 
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2 Maß der baulichen Nutzung  

 gem. § 16 BauNVO; §9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 
 laut Planeintrag 
 
2.1 Bezugspunkt für das Höhenmaß von baulichen Anlagen und Gebäuden 

Die Höhe baulicher Anlagen wird in m gemessen von der Oberkante der angrenzenden 
öffentlichen Fläche. 
 

2.2 Die Höhe der Gebäude wird in m gemessen von der Oberkante der angrenzenden 
öffentlichen Fläche bis zum Schnittpunkt der Außenwand mit der Dachhaut oder bis 
zum oberen Abschluss der Wand. 

 

3 Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen  

gem. §§22 und 23 Abs. 5 BauNVO und §9 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 3 BauGB laut 
Planeintrag 
 

3.1 Nebenanlagen für die Ver- und Entsorgung (gem. §14 Abs.2 BauNVO), sind auf nicht 
überbaubaren Grundstücksflächen zulässig, wenn sie die festgesetzte Höhe baulicher 
Anlagen nicht überschreiten. 

 

4 Verkehrsflächen  

gem. § 9 Abs.1 Nr. 4 und 11 BauGB 
 

4.1 Es sind Verkehrsflächen festgesetzt, deren Einteilung in Fahrfläche, Fußweg, Radweg 
und Verkehrsgrün nicht verbindlich ist. 

 
4.2 Für Grundstücke, die anderweitig keinen direkten Anschluß an eine 

Erschließungsstraße haben, kann eine Befreiung vom Verbot der Ein- und Ausfahrt 
erteilt werden, wenn die notwendige Erschließung der Grundstücke anders nicht 
hergestellt werden kann. 

 
4.3 Die Randeinfassungen mit den Rückenstützen (Fundamentkeil) sind als Bestandteil der 

Einfassungen der öffentlichen Verkehrsflächen und Verkehrsgrünflächen auf den 
angrenzenden Grundstücken zu dulden. Die Höhenlage der Oberfläche der 
Baugrundstücke ist den öffentlichen Erschließungsflächen anzugleichen. (Auffüllgebot). 

 
5 Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und Abwasserleitung sowie 

für Ablagerungen  
gem. §9 Abs.1 Nr.12 und 14 BauGB und §14 Abs. 2 BauNVO 
 

5.1 Die erforderlichen Umspannstationen sind auf den privaten Grundstücken in 
Abstimmung mit den Stadtwerken unterzubringen. 
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5.2 Für die Abfallentsorgung sind entsprechende Standplätze in Abstimmung und nach 
Maßgabe der Entsorgungsbetriebe der Stadt einzurichten. 

 
5.3 Für die Abfallentsorgung sind Nebengebäude als verfahrensfreie Vorhaben gem. 

Anhang zu § 50 Abs. 1 LBO auch auf nicht überbaubaren Grundstücksflächen zulässig, 
wenn sie die festgesetzte Höhe baulicher Anlagen nicht überschreiten. 

 

6 Grünflächen  
gem. §9 Abs.1 Nr. 4, 15 und 16 BauGB, §12 Abs. 6 und §14 Abs.1 BauNVO 
 

6.1 Auf den öffentlichen oder privaten Grünflächen sind bauliche Anlagen und 
Nebenanlagen unzulässig. Ausgenommen sind im Plan eingetragene Einrichtungen und 
die unter 3.1 und 5.3 genannten Ausnahmen. 

 

6.2 Innerhalb der privaten Grünfläche um den Wasserturm kann max. ein Stellplatz 
zugelassen werden.  

 

7 Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft  
gem. § 9 Abs.1 Nr.20, 24 und 25 BauGB  
 

7.1  Ausgenommen von den Festsetzungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von 
Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern sind bebaute 
überbaubare Flächen und erforderliche Erschließungsflächen. 

 
7.2 Die zu erhaltenden Bäume/ Baumgruppen sind im Plan entsprechend der Bestandsliste  

7/1989 gekennzeichnet. 
 
7.3 Für absterbende oder ggf. mit Genehmigung entfernte Bäume sind auf dem Grundstück 

Ersatzpflanzungen entsprechend der Baumschutzsatzung der Stadt Konstanz 
vorzunehmen. Ungenehmigt beseitigte Grünbestände sind wertgleich zu ersetzen.  

 
7.4 Im Wurzelbereich der Bäume dürfen Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen nicht 

hergestellt oder errichtet werden. Ausnahmen können gestattet werden, wenn durch 
geeignete Maßnahmen eine Baumschädigung vermieden wird. 

 
7.5 Im Bereich von Baustellen sind Schutzmaßnahmen nach der DIN 18920 und nach RAS-

LG 4 zu treffen. Siehe hierzu auch Festsetzungen der Baumschutzsatzung der Stadt 
Konstanz. 
 

7.6 Dächer mit mind. 25 m2 Dachfläche und bis zu 10º Neigung sind nach Maßgabe des 
Grünordnungsplanes dauerhaft zu begrünen. 
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Hinweise 

8 Regelungen für die Stadterhaltung und für den Denkmalschutz  
gem. §9 Abs.6 und §172 Abs.1 BauGB 
 

8.1 Bei den entsprechend gekennzeichneten Einzelanlagen und unbeweglichen 
Kulturdenkmalen, die dem Denkmalschutz unterliegen, sind Änderungen der Nutzung 
und der baulichen Maßnahmen mit der Denkmalschutzbehörde einvernehmlich zu 
regeln. 

 
8.2 Sicherung von Bodenfunden gem. § 10 und § 20 Denkmalschutzgesetz 

Vor Inangriffnahme von Bau- und Erschließungsarbeiten ist die Denkmalschutzbehörde 
zu benachrichtigen. 

 
9. Baugrund 

Im Plangebiet wurden unterschiedlich tragfähige Bodenschichten festgestellt. (s. BP-
Begründung). In Abhängigkeit von der Auflast sind Gründungs- und 
Baugrubensicherungsmaßnahmen erforderlich, welche den angrenzenden Bestand, 
z.B. wesentliche Verkehrsanlagen, berücksichtigen müssen (die Ergebnisse einer 
Baugrunduntersuchung vom Oktober 1990 können bei der Stadt Konstanz eingesehen 
werden) 

 
 

mrochen
Textfeld
06.07.06

gez. Kurt Werner
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BEBAUUNGSPLAN “STROMEYERSDORF I B” 
 
ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 
gem. § 9 Abs. 4 BauGB und § 74 LBO 
 
 
1 Gebäudegestaltung 
 
Zur Erlangung einer durchgängigen Gestaltung werden auf Grundlage des § 74 Abs. 1 folgende 
örtliche Bauvorschriften erlassen. 
 
2 Dächer §74 Abs. 1 LBO 
2.1 Geneigte Dächer oder Flachdächer im Rahmen der zulässigen Höhen HbA und GBH sind 

zulässig. 
2.2 Flachdächer mit mehr als 25 qm Dachfläche müssen entsprechend den Festsetzungen im 

Gründordnungsplan begrünt werden. 
2.3 Für Dächer bis zu 25 qm Dachfläche ist eine Eindeckung aus Metall nicht zulässig.  

 
3 Fassaden §74 Abs. 1 LBO 
3.1 Jede straßenseitige Fassade ist mit einer “Membran” zu versehen.  
3.2 Die straßenseitigen Fassaden der Gebäude müssen horizontal in mindestens 3 Zonen 

gegliedert werden: 
- untere Zone (Membranzone) 
- mittlere Zone (die Obergeschosse zwischen Membran und Dach) 
- obere Zone (Dachzone: Dach, Attika, Dachaufbauten) 
3.3 Für die Gestaltung der Membran gelten folgende Gestaltungsvorschriften: 
- Als Material für die Ausbildung der Membran sind Ziegel bzw. Klinker zulässig. Als Farbe 

sind das Naturrot der Ziegel und bei Klinkern die warmen Farbtöne von Ocker bis 
Rotbraun zulässig. 

- Die Höhe der Membran muss mindestens ein Drittel (bzw. 33%) der betroffenen 
Außenwandhöhe betragen und darf gleichzeitig nicht unter 2,5m liegen. 

- Die Länge der Membran muss sich über die gesamte Fassade erstrecken. Abweichend 
davon darf sie auf 70% der betroffenen Fassadenlänge reduziert werden, wenn die 
fehlende Membranfläche an der gleichen Fassade in zusätzlichen Flächen kompensiert 
wird.  
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- Der Übergang von Membran zu mittlerer Zone ist durch ein lineares plastisches Element, 
z.B. ein Gesims oder eine Nut, gestalterisch klar auszubilden.  

3.4 Als Farbe für die mittleren Zonen ist ein “helles” Farbspektrum, z.B. weiß, grau, gelb und 
ocker zulässig. 

 
4 Fassaden – Öffnungen §74 Abs. 1 LBO 
4.1 Fensteröffnungen müssen stehende Formate haben bzw. eine stehende Gliederung 

aufweisen. 
 
5 Einfriedungen §74 Abs. 3 LBO 
5.1 Straßenseitige Einfriedungen sind als zusätzliche Membran auszubilden:  
- Als Material für die Außenfläche der straßenseitigen Einfriedungen sind Ziegel bzw. 

Klinker zulässig. Als Farbe sind das Naturrot der Ziegel und bei Klinkern die warmen 
Farbtöne von Ocker bis Rotbraun zulässig. 

5.2 Im Bereich der denkmalgeschützten Gebäude ist eine Einfriedung mit Hecken und Zäunen 
bis zu einer maximalen Höhe von 1,2m. zulässig.  

 
6 Werbeanlagen und Automaten §74 Abs. 2 LBO 
6.1 Werbeanlagen dürfen architektonische Gliederungen der Fassaden nicht überschneiden 

oder verdecken. 
6.2 Werbeanlagen sind an der Fassadenoberfläche horizontal anzubringen: 
- Sie sind bis zur Brüstungshöhe des 1. Obergeschosses zulässig.  
- Über die Brüstungshöhe des 1. Obergeschosses hinaus sind sie nur in Form von 

Einzelbuchstaben zulässig. Dabei darf die Höhe und Breite eines einzelnen Buchstabens 
jeweils 60 cm nicht überschreiten. 

- Ihre maximal zulässige Gesamtbreite beträgt zwei Drittel der Breite der betroffenen 
Fassade. 

6.3 Abweichend vom Abs. (2) sind zur Fassadenoberfläche senkrecht angebrachte Fahnen 
bis zu einer Auskragung von 1 m zulässig. 

 

mrochen
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06.07.06

gez. Kurt Werner



Gewerbegebiet

Petershausen West



 - 1 - 

BEBAUUNGSPLAN „STROMEYERSDORF I B" 
 
Begründung gem. § 9 Abs. 8 und §2a BauGB 
 
 
 
 
1. Planungsgrundlagen 
 
1.1 Anlass und Erforderlichkeit der Bebauungsplanung 
1.2 Lage und Abgrenzung des Planungsgebiets  
 
2. Ausgangssituation 
 
2.1 Geschichte und Erhaltung  
2.2 Inhalt und Ziele des Forschungsberichts 
 
3. Berücksichtigung der Grünordnungsplanung 
 
4. Begründung der Bebauungsplanfestsetzungen 
 
4.1 Art der baulichen Nutzung 
4.2 Maß der baulichen Nutzung 
4.3 Überbaubare Fläche und Bauweise 
4.4 Bereiche ohne Ein- und Ausfahrten 
4.5 Grünordnung 
4.6 Natur und Landschaft 
4.7 Gestaltungsvorschriften 
 
 
5. Wesentliche Auswirkungen des Bebauungsplans 
 
5.1 Ver- und Entsorgung 
5.2 Schallschutz 
5.3 Eingriff und Ausgleich 
 
6. Verwendete Grundlagen  
 



 - 2 - 

 
1. Planungsgrundlagen 
 
1.1 Anlass und Erforderlichkeit der Bebauungsplanung 
 
1.1.1 Hintergrund 
 
 Das zu planende Gebiet umfasst das alte Areal der Firma Stromeyer in direkter La-

ge am Seerhein.  
Das Gebiet ist heute sowohl mit einigen erhaltenen und unter Denkmal gestellten 
Firmengebäuden als auch mit neuen Gewerbegebäuden bebaut. Eingerahmt ist das 
Gebiet von einer kleinen Parkanlage im Westen und im Osten entlang der Stromey-
ersdorfstraße von einer Allee. 
Der Charakter des Gebiets entsteht durch seine besondere naturräumliche Lage in 
Kombination mit einer ortspezifischen historischen Beziehung, die das Gebiet zu ei-
nem wichtigen Teil der Stadt Konstanz werden lässt. 
 
Bereits in den Jahren 1985 - 1991 wurde der Charakter des Gebiets und sein Fort-
bestand als Gewerbegebiet in einem Forschungsvorhaben im Rahmen des Experi-
mentellen Wohnungs- und Städtebaus des Bundesministeriums für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau untersucht. Die Erkenntnisse dieser Studie wurden 1990 
in einem Rahmenplan und 1993 in einem Bebauungsplan umgesetzt wurde, der 
zwar als Satzung beschlossen, vom RP Freiburg jedoch nicht genehmigt und somit 
nicht rechtskräftig wurde.  
Das positive äußere Erscheinungsbild der bereits realisierten Bebauung zeugt da-
von, dass die gesteckten Ziele zur Entwicklung eines hochwertigen Gewerbegebiets 
erreicht wurden. Um den Fortbestand und die Entwicklung bei Weiterverkäufen und 
Grundstücksveränderungen steuern zu können, wird dennoch ein rechtsverbindli-
cher Bebauungsplan benötigt. 
Dies insbesondere, da auch heute noch der Ansiedlungsdruck einzelner Wirt-
schaftszweige im Bodenseeraum so hoch ist, dass eine planungsrechtliche Siche-
rung des hochwertigen Gebiets notwendig ist.  
 

1.1.2 Aufstellung eines Bebauungsplans 
 
Der Bebauungsplan verfolgt das Ziel, die besondere Lage des Gebiets am Seerhein, 
seine historische Bedeutung und den Anspruch nach hochwertiger Arbeitsumge-
bung mit der Ausweisung von Gewerbeflächen zu verbinden. Seine Aussage bildet 
mit dem Grünordnungsplan eine notwendige und aktuelle Grundlage für Bauvorha-
ben aller Art. Nur durch entsprechende bauleitplanerische Maßnahmen kann die 
Herstellung von städtebaulichen und architektonischen Qualitäten im Sinne der Wei-
terentwicklung gewährleistet werden, für die privatrechtliche Vereinbarungen, z. B. 
im Kaufvertrag bei städtischen Grundstücken, nicht ausreichen. 
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1.1.3.Aufstellung örtlicher Bauvorschriften 
 

Mit dem Gebiet Stromeyersdorf bietet sich die Gelegenheit, ein Gewerbegebiet, das 
als „Stromeyersdorf“ bereits einen Namen und ein Gesicht hat, durch die Erhaltung 
und Umnutzung von historischen Gebäuden in Kombination mit einer Weiterentwick-
lung in seinem Charakter weiter auszuprägen und damit auch der Stadt einen reprä-
sentativen Teil hinzuzufügen. Dazu werden die Aussagen des Bebauungsplans 
durch Festsetzungen zur äußeren Gestaltung des Bauens in örtlichen Bauvorschrif-
ten ergänzt. 
 

1.1.4.Erforderlichkeit des koordinierten Einsatzes der Rechtsinstrumente 
 
 Die Ergänzung des Bebauungsplanes durch Gestaltungsvorschriften ermöglicht es, 

innerhalb eines Bebauungsplanes bauplanungsrechtliche und bauordnungsrechtli-
che Festsetzungen inhaltlich miteinander zu verknüpfen und handhabbar zu ma-
chen. So entsteht ein Regelwerk, das potentiell nahezu das gesamte rechtliche An-
gebot an gestaltbeeinflussenden Festsetzungen umfasst. 
 

1.2 Lage und Abgrenzung des Planungsgebiets 
 
1.2.1 Plangebiet 
 

Das Gebiet Stromeyersdorf erstreckt sich vom nördlichen Ufer des Seerheins ge-
genüber dem Stadtteil Paradies bis zur Bundesstraße B33. 
Der Geltungsbereich des B-Plans Stromeyersdorf IB umfasst ein Areal, das in etwa 
dem Baubestand zu Zeiten der Firma Stromeyer entspricht.  
Im Norden wird das Gebiet von der Line-Eid-Straße, einer Parallele zur B 33 und der 
Näherinnenstraße begrenzt, im Osten von der Stromeyersdorfstraße, ergänzt durch 
eine nordöstliche Insel der heutigen Agentur für Arbeit (ehem. Arbeitsamt). 
Im Süden begrenzen das Ufer des Seerheins und im Westen der Westrand einer 
baumbestandenen Grünfläche mit integrierten Kleingärten das Gebiet. 
 
Die genaue Abgrenzung des Geltungsbereichs des Bebauungsplans „Stromeyers-
dorf IB“ kann der Planzeichnung (s. Anlage) entnommen werden. 
 
Das Plangebiet ist umgeben von fünf bereits rechtsverbindlichen Bebauungsplänen: 
 

• Stromeyersdorf II, rechtsverbindlich seit 1990 
• Stromeyersdorf Ia, rechtsverbindlich seit 1998 
• Stromeyersdorf I, rechtsverbindlich seit 1996 
• Unterlohn, rechtsverbindlich seit 1979 
• Unterfeld, rechtsverbindlich seit 1983 
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1.2.2 Darstellung im Flächennutzungsplan 
 

 Der seit 21.09.2000 wirksame Flächennutzungsplan der Verwaltungsgemeinschaft 
„Bodanrück-Untersee“ mit den Teilverwaltungsräumen Konstanz, Allensbach und 
Reichenau stellt das Gebiet „Stromeyersdorf“ als Gewerbliche Baufläche (G) dar, die 
Fläche der Agentur für Arbeit (früheres Arbeitsamt) als Fläche für den Gemeinbedarf 
und die Zone im Westen des Gebiets als Grünfläche für Dauerkleingärten. 
Diese Darstellungen im Flächennutzungsplan bilden die Grundlage der Festsetzun-
gen im vorliegenden Bebauungsplan. Das Entwicklungsgebot des § 8 (2) BauGB 
wird damit erfüllt. 

 
2.     Ausgangssituation 
 
2.1   Geschichte und Erhaltung  

 
Die ehemalige Fabrikanlage wurde im Wesentlichen im Jahre 1905 und der Wasser-
turm im Jahre 1915 erstellt. Die in ihrer Gestaltung auf Außenwirkung zielenden 
süddeutschen Jugendstilbauten trugen dazu bei, dass das „Stromeyersdorf“ zu ei-
nem festen Begriff in der Bevölkerung der Stadt wurde. Wegen dieses heimatge-
schichtlichen Erinnerungs- und Identifikationswertes der Anlage, vor allem aber we-
gen der Aussagekraft des Komplexes für die Wirtschafts- und Sozialgeschichte und 
für die Geschichte der Industriearchitektur der Zeit um 1900 besteht an der Erhal-
tung aus wissenschaftlichen, künstlerischen und heimatgeschichtlichen Gründen ein 
öffentliches Interesse. Ziel ist es daher, vorhandene prägende Bauten, die heutigen 
Nutzungsansprüchen gerecht werden oder auf diese eingestellt werden können, zu 
erhalten. Hierzu zählen insbesondere die Objekte Wasserturm, Bleiche, Lohnerhof, 
Kontorgebäude und Holzturm. 
Der Bebauungsplan Stromeyersdorf IB soll die bauplanungsrechtliche Grundlage für 
die Entwicklung des Plangebiets überwiegend für die gewerbliche Nutzung und teils 
als Grünraum schaffen. Die geografische und landschaftliche Lage und die vorhan-
denen Bauten waren Gründe, eine städtebauliche Untersuchung der Gewerbebra-
che einzuleiten. Zielsetzung war die Wiedernutzung des Gewerbegebietes Stromey-
ersdorf mit folgenden Anforderungen: 
 
• Entwicklung einer Symbiose von Arbeit und Natur 
• Verbesserung der Qualität des Arbeitsplatzes 
• Nutzung von gewerblichen Innovationschancen 
• Besiedelung mit flächensparenden, emissionsarmen Betrieben 
• Integration und Wiedernutzung von historischen Altbauten 
• Rücksichtnahme auf die Uferlage 
• Weiterentwicklung des Vegetationsbestandes 
• Entwicklung eines Leitbildes zur Stadtgestaltung 
• Förderung und Verbesserung der Qualität von Gewerbearchitektur 
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2.2    Inhalt und Ziele des Forschungsberichts 
 
Die Untersuchung wurde im Rahmen des experimentellen Wohnungs- und Städte-
baus des Bundesbauministeriums innerhalb des Forschungsfeldes „Stadtökologie 
und umweltgerechtes Bauen“ gefördert. Die Konzeptbearbeitung dieser Modellmaß-
nahme wurde von einer interdisziplinär zusammengesetzten Forschungsgruppe der 
Universität Stuttgart betreut. Ziel des Aufgabenschwerpunktes war es, im Zusam-
menhang mit den städtebaulichen Aufgaben die Forderung der Innenentwicklung, 
den sparsamen und schonenden Umgang mit Grund und Boden und die Mobilisie-
rung und Neunutzung von Gewerbebrachflächen zu erproben und weiterzuentwi-
ckeln. Das Ergebnis, eine Studie „Stadtökologisch orientierte Wiedernutzung der 
Gewerbebrache Stromeyersdorf“ wurde vom Rat der Stadt am 03.05.1990 als Rah-
menplan und Grundlage für die Bebauungsplanung beschlossen. Die Sanierungs-
maßnahme im Rahmen des PES Programms wurde im Jahr 2000 abgeschlossen, 
der Abschlussbericht über die Sanierungsmaßnahme liegt seit 2004 vor. 

 
3.      Berücksichtigung der Grünordnungsplanung 

 
Die naturräumlichen und landschaftlichen Gegebenheiten sind im Rahmen eines 
Grünordnungsplanes erfasst. Dabei ist die Freihaltung der naturnahen Uferzone, die 
Erhaltung der vorhandenen Grünfläche mit integrierter Kleingartenanlage sowie die 
das Gebiet gliedernden Grünflächen als Grünstruktur von besonderer Bedeutung. 
Der Grün- und Freiflächenplanung bzw. Ausweisung im BP liegt der Grünordnungs-
plan des Büros Lutz & Partner von 22.03.1991 zugrunde. Flächenrelevante Aussa-
gen wurden in den Bebauungsplan übernommen. Angaben über Pflanzenarten gel-
ten als Richtlinie. Die Baumbestände sind in einer gutachterlichen Bestandsaufnah-
me des Büros Böhler von 03.08.89 mit Plan von 02.08.89 erfasst und sind in den 
Bebauungsplan in Abstimmung auf die städtebauliche Situation zum Erhalt i.V.m. § 
9 Abs. 1 Nr. 25 und Abs. 6 BauGB übernommen worden. 

 
4.      Begründung der Bebauungsplanfestsetzungen 

 
4.1 Art der baulichen Nutzung 

 
Gewerbegebiet GE gemäß § 8 BauNVO  
Das Plangebiet soll in seiner Funktion als Gewerbegebiet erhalten werden. Dabei 
wird es als eingeschränktes Gewerbegebiet ausgewiesen, das die in GE Gebieten 
sonst zulässigen Lagerhäuser, Lagerplätze, Tankstellen, Kfz-Werkstätten, Auto-
waschstraßen, Anlagen für sportliche Zwecke und den Einzelhandel ausschließt. Die 
Stadt will im Plangebiet verstärkt die Voraussetzungen für die Ansiedlung von pro-
duzierendem Gewerbe und die Etablierung von hochwertigen Arbeitsplätzen schaf-
fen. 
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4.1.1 Ausschluss von Lagerhäusern, Lagerplätzen, Tankstellen, Kfz-Werkstätten,  
  Autowaschstraßen und Anlagen für sportliche Zwecke 

 
Die ausgeschlossenen Betriebe kennzeichnet, dass sie einen hohen Flächen-
verbrauch haben, was gegen das Ziel einer intensiven Nutzung der Fläche spricht. 
Da das Gebiet Stromeyersdorf  jedoch in der Nähe zu einer S-Bahnstation liegt, ist 
die intensive Nutzung des Gebiets besonders zu fördern. Darüber hinaus ist der An-
spruch an eine hohe Umfeldqualität mit den genannten Betrieben und den ihnen ei-
genen Gestaltungsparametern nur sehr schwer zu erreichen. 
 

4.1.2 Ausschluss von Einzelhandel 
 
Einzelhandelsbetriebe einschließlich Kfz-Handel werden ausgeschlossen. Diese 
Zielsetzung folgt dem vom Gemeinderat am 30.07.1998 verabschiedeten Zentren-
konzept und der Konzeption zur Sicherung von Gewerbeflächen.  
Aus betriebsorganisatorischen Gründen sind Produktions- und Handwerksbetriebe 
oftmals auf den Verkauf von eigenen hergestellten oder weiter zu verarbeitenden 
Produkten angewiesen. Bei diesen Betrieben wird daher eine Ausnahme vom Ein-
zelhandelsausschluss festgelegt, soweit sich die Verkaufsfläche den sonstigen Be-
triebsflächen deutlich unterordnet. Zur Sicherung der Nahversorgungslagen gilt die-
ses Handwerkerprivileg nicht für Betriebe des Ernährungshandwerks. 
Das Zentrenkonzept ist dieser Begründung als Anlage beigefügt. 

 
4.2 Maß der baulichen Nutzung 
 
 Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die Festsetzung der Grundflächenzahl 

und die maximale Gebäudehöhe und in Teilbereichen auch durch Festsetzungen ei-
ner Mindestgebäudehöhe ausreichend bestimmt (§ 16 und 18 BauNVO). 

 
4.2.1 Festsetzung der Bebauungshöhen 
 

Um die Ziele der Rahmenplanung (städtebauliche Struktur) in der Wirklichkeit zu er-
langen, ist an der Turmstraße und an der Lohnerhofstraße neben der maximalen 
Gebäudehöhenfestsetzung (GBH max.) auch eine Mindestgebäudehöhe (GBH min.) 
erforderlich. Die Höhenobergrenze der baulichen Anlagen (HbA max.) beinhaltet die 
verschiedensten Dachformen und Dachaufbauten 
 
Im Bereich der Line-Eid-Straße ist eine Bebauungshöhe bis 19,5 m zulässig. Eben-
so gibt es an der Turm- und Lohnerhofstraße eine geschlossene Baukante. Die ma-
ximalen Höhen staffeln sich zum Seerhein hin ab und liegen zwischen 15,5 und 8,5 
m. Die Gebäude im Osten sind entsprechend dem Bestand auf Höhen zwischen 4,5 
und 7,5m festgelegt. Auf die Parkfläche im Westen reagiert die Bebauung ebenfalls 
mit einer Abstufung im Vergleich zur Turmstraße. Hier liegen die zulässigen Maxi-
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malhöhen zwischen 12m und 4,5m. Um die Wichtigkeit der Line-Eid-Straße, der 
Lohnerhof- und der Turmstraße zu betonen und zu sichern, wurden zusätzlich Min-
desthöhen für die Gebäude festgesetzt. Die Bebauung an den Nebenerschließungs-
straßen ist jeweils niedriger als die an den genannten Hauptstraßen auszuführen. 
 

4.2.2 Festsetzung der Grundflächenzahl 
 

Über die Grundflächenzahl wird die Dichte des Gebietes festgelegt. Um eine hohe 
Ausnutzung der Flächen zu erreichen ist eine mehrgeschossige Bauweise vorgese-
hen, was zu Grundflächenzahlen (GRZ) zwischen 0,6 und 0,8 führt. Im Bereich des 
denkmalgeschützten Lohnerhofs wurde aus Gründen der Erhaltung die GRZ niedri-
ger (GRZ=0,4) festgelegt. 
Eine Überschreitung der festgesetzten überbaubaren Grundfläche ist nur zugelas-
sen, wenn Ausgleichsmaßnahmen, wie Dachbegrünung oder Fassadenbegrünung, 
getroffen werden. Mit Unterbauungen bei nicht versiegelter Oberfläche können Ü-
berschreitungen der festgesetzten Grundflächenzahl zugelassen werden. Auf den 
Grünflächen sind Nebenanlagen nur insoweit zulässig, als sie dem festgesetzten 
Nutzungszweck nicht widersprechen. 
 

4.2.3 Denkmalgeschütze Gebäude 
 

Die Denkmalobjekte sind in ihrem Bestand zu erhalten. Deshalb beschränkt sich das 
Maß der baulichen Nutzung hier auf die Festlegung der GRZ.  
Ausgenommen sind hiervon der Wasserturm und das Benzinhaus. Hier gibt es keine 
Festsetzungen.  
 

4.3 Überbaubare Fläche und Bauweise  
 

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind gemäß § 23 Abs. 1 bis 3 BauNVO so 
festgesetzt, dass sie zur Ausbildung von verschiedenen Charakteren der Straßen 
beitragen. 
So werden die Gebäude entlang der Line-Eid-Straße, der Turm- und einseitig auch 
der Lohnerhofstraße in geschlossener Bauweise in Kombination mit einer Baulinie in 
0,5m -1m Entfernung zur Straße ausgeführt. So wird eine Fassung des Straßen-
raums erreicht und eine Abfolge von unterschiedlich gestalteten Vorzonen entlang 
der Straße möglich. 
Entlang der Nebenstraßen dagegen wird auf Baulinien verzichtet, die Baugrenze  
wird weiter in das Grundstück hinein verschoben. Die Mindestabstände zur Straße 
liegen zwischen 0,5m und 2m. Auch ist die Bauweise hier offen, so dass insgesamt 
eine flexiblere Bebauung mit mehr Zwischenräumen und Abstand zueinander ent-
steht, die eher auf die Ansprüche von Betrieben des Handwerks oder der Produktion 
eingeht. 
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4.4 Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt 
 

Die Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt unterstützen das stadtgestalterische Konzept. 
Es können Ausnahmen für Grundstücke, die anderweitig keinen direkten Zugang 
haben zugelassen werden, wenn die notwendige Erschließung der Grundstücke an-
ders nicht hergestellt werden kann.  

 
4.5 Grünordnung 
 

Der Bebauungsplan beinhaltet eine verdichtete gewerbliche Bebauungsmöglichkeit 
bei Freihaltung von öffentlichen Flächen, die als Grünräume bereits vorhanden sind 
und weiter ausgebaut werden. Diese dienen der Allgemeinheit aber auch den Be-
schäftigten im Gewerbegebiet als arbeitsplatznahe Kurzzeiterholungszonen. Es sind 
deshalb in diesen Grünzonen Einrichtungen unzulässig, die dem Nutzungszweck 
widersprechen. Für Grünbestände, die als erhaltenswert festgesetzt sind oder durch 
Anpflanzung Bestand erlangt haben, ist im Falle der Entfernung wertgleicher Ersatz 
zu leisten. Um Verpachtung zu ermöglichen wurden im Bereich Wasserturm / Blei-
che, Biergarten und Lohnerhof private Grünflächen ausgewiesen. 
Im Bereich Wasserturm / Benzinhaus kann aufgrund der Entfernung zur nächsten 
öffentlichen Verkehrsfläche ein Stellplatz innerhalb der privaten Grünfläche zugelas-
sen werden, sofern es der Betriebsablauf der dortigen Nutzung erfordert.  
Die im Grünraum integrierte bestehende Kleingartenanlage wird in ihrem Bestand 
erhalten und lediglich an der Peripherie im Norden in Abstimmung auf den Erschlie-
ßungsweg und im Osten auf den vorhandenen Wassergraben, abgestimmt zurück-
genommen. Durch Aufteilung großer Gartenparzellen wird ein gewisser Ausgleich 
geschaffen. Sie wird von Wegen erschlossen, die auch teilweise der Allgemeinheit 
zugänglich sind. Das Kleingartengebiet ist von Stellplätzen freizuhalten. Abstellmög-
lichkeiten sind auf der Rudolf-Diesel-Straße und den vorhandenen öffentlichen 
Parkplätzen gegeben. 

 
4.6  Natur und Landschaft  
 
4.6.1 Baugrund 

 
Der Baugrund weist nach einem Gutachten des Büros Wibel + Leinenkugel vom 
02.10.90 eine vergleichsweise geringe Belastungsfähigkeit auf. Mit gewissen Ein-
schränkungen ist eine Flachgründung mittels einer „elastischen Bodenplatte“ bei bis  
zu siebengeschossigen Gebäuden möglich. Es ist darüber hinaus erforderlich, die 
örtlichen Untergrundgegebenheiten für jedes zu errichtende Bauwerk im Einzelnen 
entsprechend den technischen Regelungen und Vorschriften zu überprüfen und die 
gründungstechnischen Maßnahmen anhand der genaueren Planung festzustellen. 
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Mit zunehmender Tieflage der Gründungssohle unter der Geländeoberfläche erhöht 
sich die zulässige mittlere Bodenpressung. Die Tieflage veranlasst jedoch zu ent-
sprechenden technischen Baugrubensicherungsmaßnahmen oder Abböschungen. 
Letztere können bei Errichtung von Gebäuden unmittelbar an der Baugrenze zu 
Eingriffen in angrenzende Grundstücke und dort befindliche Bestände, wie z.B. Ver-
kehrsanlagen und Leitungen führen. Soweit solche Eingriffe erforderlich werden, ge-
hen diese zu Lasten der Baugrundstückseigentümer bzw. der Bauherrenschaft.  
 

4.6.2 Wasserpegel 
 

In Phasen des in größeren zeitlichen Abständen eintretenden höchsten Hochwas-
sers (HHW) beträgt der Wasserstand bei Hafenpegel Konstanz 5,50 =397,39 m 
ü.NN. Die bestehende Erschließungsfläche vor der „Bleiche“ (E 3.6) mit 397,53 m 
ü.NN liegt nur wenige Zentimeter über dem höchsten Hochwasserspiegel. Der Bau-
grund des Gebiets befindet sich im Einflussbereich des Seerhein-Wasserspiegels. 
Die Erschließungsanlagen wurden deshalb in der Höhenlage so konzipiert, dass die 
Oberfläche und somit die Gebäudeerschließungsebene teilweise deutlich über dem 
HHW liegen. So beträgt z.B. eine Höhe der Achse 1 (Line-Eid-Straße) 399,11 m 
ü.NN und eine Höhe der Achse 9 (Stromeyersdorfstraße) 397, 70 ü.NN. 

 
4.6.3 Altlasten 

 
Im Planungsgebiet waren bis in die 80ziger Jahre großflächig die Betriebsanlagen 
der Textilfabrik „Fa. Stromeyer & Co. GmbH“ angesiedelt. Im Rahmen von Erkun-
dungsmaßnahmen wurden in einigen Bereichen Bodenkontaminationen festgestellt. 
Diese fanden sich in den auf Grund der Betriebsabläufe der Fa. Stromeyer erwarte-
ten Bereichen (Färberei, Imprägnierung, Chemikalienlager). Die ursprünglichen Er-
hebungen und Bodenuntersuchungen sind im Forschungsbericht unter Kapitel 1.4, 
Bodenbelastungen (S.35ff) aufgeführt. Zu Beginn der 90er Jahre wurden 5 belastete 
Bereiche bestätigt und auch in den Entwurf des Bebauungsplans übernommen. In-
zwischen wurden einige Teilbereiche saniert (Flächen III, IV, V, S. Anlage 10), einige 
verbleibende Restbelastungen wurden im Boden belassen (Grünzug, Biergarten). 
Untersuchungen haben ergeben, dass keine Gefährdung aufgrund der heutigen 
Nutzung zu erwarten ist. Grundwassermessungen haben ergeben, dass keine rele-
vanten Mobilisierungseffekte zu beobachten waren und dass keine nennenswerten 
Schadstofffrachten in den Seerhein zu verzeichnen sind.  
Die bekannten, noch kontaminierten Bereiche sind in den Plänen (vgl. Gutachten Nr. 
503-39 (2) vom 2.8.1995) gekennzeichnet. Die Gutachten über mögliche Unter-
grundverunreinigungen können bei der Stadt eingesehen werden.  
Insgesamt wurden zur Klärung der Altlastensituation folgende Gutachten erstellt: 
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Gutachten-Nr. / Datum Titel 
Nr. 119-39 vom 31.10.1989 Erkundungsmaßnahmen auf mögliche Untergrund-

verunreinigungen im Bereich des ehemaligen Be-
triebsgeländes der L. Stromeyer & Co. GmbH in 
Konstanz 

Nr. 119-39 (2) vom 27.2.1990 Weitere Erkundungen der Untergrundverunreinigun-
gen durch Mineralöle, leicht flüchtige Chlorkohlen-
wasserstoffe und Schwermetalle im Bereich des e-
hemaligen Betriebsgeländes der L. Stromeyer & Co. 
GmbH in Konstanz 

Sachstandsbericht 28.3.1990 Sanierungsmaßnahmen zur LCKW-Verunreinigung 
des Untergrundes auf dem ehemaligen Stromeyer-
Areal 

Sachstandsbericht 31.7.1990 Sanierungsmaßnahmen zur LCKW-Verunreinigung 
des Untergrundes auf dem ehemaligen Stromeyer-
Areal 

13.5.1991 Untersuchungsbericht zur Erkundung der Bodenplat-
te der ehemaligen Färberei auf dem Stromeyerge-
lände in Konstanz 

12.6.1991 Bodenplatte Chemikalienlager 
Nr. 503-39 vom 7.10.1992 Gutachten zur Prüfung von Sicherungs- bzw. Dekon-

taminationsmaßnahmen auf dem ehemaligen Be-
triebsgelände der Stromeyer & Co. GmbH in Kon-
stanz 

Nr. 503-39 (2) vom 2.8.1995 Weitere Erkundung der Untergrundverunreinigungen 
und Kosten-Wirksamkeitsbetrachtung für Sanie-
rungsverfahren für das ehemalige Betriebsgelände 
der Stromeyer & Co. GmbH in Konstanz 

Nr. 503-39 (3) vom 9.4.1998 Ergänzende Untersuchungen zur fachtechnischen 
Kontrolle der Grundwasserverhältnisse im Bereich 
des ehemaligen Chemikalienlagers auf dem ehema-
ligen Betriebsgelände der Stromeyer & Co. GmbH in 
Konstanz 

 
Es wird darauf hingewiesen, dass kontaminierter Erdaushub fachgerecht zu entsorgen ist.  
 
4.7 Gestaltungsvorschriften 

 
Für das gesamte Plangebiet wurde ein stadtgestalterisches Konzept entwickelt, das 
im Bebauungsplan seinen Niederschlag finden soll. Das Ziel ist im Wesentlichen, die 
einprägsame Gestaltung der hierarchisch gegliederten öffentlichen Räume zu defi-
nieren. Im Hinblick auf eine zu erwartende heterogene Gewerbearchitektur wird dar-
in zur Verknüpfung der gestalterischen Elemente ein zusätzliches Architekturele-
ment, die „Membran“ eingeführt. Diese ist als Element zu verstehen, das im Hinblick 
auf wechselnde Gebäudehöhen, Baumassen und architektonische Vielfalt  ein Min-
destmaß an gestalterischer Kontinuität sichern soll. 
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5. Wesentliche Auswirkungen des Bebauungsplans 
 

5.1 Ver- und Entsorgung 
 
5.1.1 Entwässerung 

 
Die Gebietsentwässerungskonzeption stützt sich auf die wasserrechtliche Genehmi-
gung der Zulassung und Neuordnung des Gesamtentwässerungsplanes vom 
04.10.89. 
 
Das Plangebiet wird im Trennsystem entwässert. Von Achse 1 (Line-Eid-Straße) 
und Achse 3 (Näherinnenstraße) sowie vom nördlichen Teil der Achse 2 (Turmstra-
ße) wird das Schmutzwasser in den Hauptsammler, der in der Reichenaustraße 
liegt, eingeleitet. 
 
Das Abwasser der Bauflächen an der Weberinnen-, Färber-, Stickerinnen-, Seiler-, 
Bleicherstraße und der südliche Teil der Turmstraße und der Lohnerhofstraße wird 
über das bestehende Pumpwerk an der Turmstraße über eine Druckleitung in die 
Stromeyersdorfstraße gepumpt.  
 
Ausgehend von den ökologischen Zielsetzungen für das Plangebiet wurde die offe-
ne Ableitung von Niederschlagswasser untersucht. Das Ing.-Büro Kraft, Berlin, hat 
mit einem Gutachten von April 1991 eine Oberflächenentwässerungskonzeption 
vorgelegt. Aus technischen Gründen – nicht ausreichende Gefälleverhältnisse und 
vor allem höherer Mehraufwand (ca. 2,5 Mio. DM Mehrkosten) gegenüber der kon-
ventionellen Trennkanalisation – lässt sich diese Oberflächenwasserableitung für 
das gesamte Gebiet nicht realisieren. Es wird auch bei einer Beurteilung dieses 
Konzepts davon ausgegangen, dass sich der ökologische Nutzen hier vergleichs-
weise zum Aufwand ungünstig darstellt. 
 
Das Regenwasser wird westlich des Baugebiets in die Rudolf-Diesel-Straße und von 
dort in ein Regenklärbecken geführt und vorgereinigt, bevor es in den Seerhein ein-
geleitet wird. Das Schmutzwasser der Bauflächen an der Stromeyersdorfstraße wird 
dem Hauptsammler in der Reichenaustraße zugeleitet. Das Regenwasser wird dem 
bestehenden Kanal in der Straße „Am Seerhein“ übergeben. 
 
Im Kleingartengebiet werden die Dachwässer im Boden zur Versickerung gebracht. 
 

5.1.2 Versorgung mit Trinkwasser, Gas, elektrischer Energie und Kommunikations-
einrichtungen 
 
Die Versorgung des Plangebiets wird durch Anschluss an die an der Peripherie vor-
handenen Leitungen sichergestellt.  
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Die Versorgungsinfrastruktur wurde inzwischen weitestgehend hergestellt. Netzer-
gänzungen und zusätzliche Anschlüsse sind in Abstimmung mit den Stadtwerken zu 
beantragen, es wird ein Kostenzuschuss erhoben. 
 
Im Nahbereich der Einmündung Stromeyersdorfstraße B 33 ist an der Fuß- und 
Radwegunterführung eine Gasdruckreglerstation vorhanden. Die Station liegt au-
ßerhalb des Plangebietes.  
 

5.2 Schallschutz 
 

5.2.1 Straßenverkehrslärm 
 
Nach dem vom Regierungspräsidium Freiburg mit Datum vom 21.09.1990 ausgefer-
tigten Erläuterungsbericht zur Planfeststellung des Neubaus der B 33 Konstanz be-
trägt das für das Jahr 2010 prognostizierte Verkehrsaufkommen auf dem Abschnitt 
Opelstraße – Oberlohnstraße, also entlang dem Plangebiet Stromeyersdorf, 42200 
Kfz/ 24h. Entsprechend dem Ergebnis der schalltechnischen Berechnungen hierzu 
ermittelt sich ein Emissionswert am Tag von rd. 68,0 dB (A) und ein Nachtpegel von 
rd. 60,0 dB (A). Die Verkehrslärmschutzverordnung – 16. BImSchV vom 12.06.1990 
(BGBl. I S. 1036) geht in § 1 davon aus, dass bei Erhöhung des Verkehrslärms um 3 
dB (A) bzw. bei Erreichen von 70 dB (A) am Tage oder 60 dB (A) bei Nacht eine we-
sentliche Änderung der Verkehrslärmsituation vorliegt. 
 
Zur Minderung der Lärmimmissionen auf die Nutzungen und hier insbesondere der 
Arbeitsplätze und ggf. Wohnungen für einen bestimmten Personenkreis in den Ge-
bäuden an der B 33  werden deshalb bauseitige Lärmschutzmaßnahmen an den 
Gebäuden einschl. Lärmschutzfenstern erforderlich. 
 

5.2.2 Gewerbelärm 
 
Unzulässig sind Anlagen, die nach der 4. Verordnung zur Durchführung des Bun-
desimmissionsschutzgesetzes (in der Fassung vom 14.03.1997) im Anhang Spalte 1 
genannt sind  
 
 
Die Schallemissionen der anzusiedelnden Gewerbebetreibe dürfen nach § 8 BauN-
VO nicht einen Störungsgrad erreichen, der als erheblich belästigend gilt. 
 

5.3 Eingriff und Ausgleich 
 
Eine detaillierte Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung wurde nicht erstellt. Es ist da-
von auszugehen, dass die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes 
oder des Landschaftsbildes nicht negativ beeinträchtigt werden. Die Eingriffe in Na-
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tur und Landschaft sind - ausgehend von der Gewerbebrache des aufgelassenen 
Betriebs Stromeyer - eindeutig positiv zu werten.  
 

5.3.1 Veränderungen der Gestalt und Nutzung 
 
Die kleingliedrige Bebauungsstruktur, die Begrünung der Dächer und die Grünver-
netzung durch Straßen begleitendes Grün sind aufwertende Maßnahmen innerhalb 
des bebauten Gebietes. In das ökologische Konzept eingebunden ist auch der bis 
zu 70m breite Grüngürtel an der westlichen Grenze des Planungsgebietes, ebenso 
wie die Freihaltung der naturnahen Uferzone. Auch für die Kleingartenanlage inner-
halb dieses Grüngürtels wurden Festsetzungen getroffen, die das Ziel der ökolo-
gisch orientierten Wiedernutzung der Gewerbebrache Stromeyersdorf unterstützen 
und eine Ausgleichsmaßnahme darstellen. Die Kleingartenanlage wurde in Teilbe-
reichen rückgebaut und extensiviert.  
 

5.3.2 Veränderungen des mit der belebten Bodenschicht in Verbindung stehenden Grund-
wasserspiegels  
 
Von einer Veränderung des mit der belebten Bodenschicht in Verbindung stehenden 
Grundwasserspiegels ist nicht auszugehen.  
 

5.3.3 Hinweis 
 
Die Grünordnungsplanung der Kleingärten kann bei der Stadt Konstanz eingesehen 
werden.  
Des Weiteren wird auf den Grünordnungsplan des Büros Luz & Partner vom 
22.03.1991 verwiesen, der dem Bebauungsplan zugrunde liegt.  
 

6. Verwendete Grundlagen 
 Forschungsbericht „Stadtökologisch-orientierte Wiedernutzung der Gewerbebrache 

Konstanz-Stromeyersdorf“ der Universität Stuttgart von Februar 1991. 
 Baumbestandsplan von 02.08.89 mit Abschlussbericht von 03.08.89 und Baum-

kenndatenblätter vom Juli 89 des Büros Böhler & Böhler. 
 Grünordnungsplan mit Stand vom 22.04.91 mit Erläuterungsbericht vom Okt. 

90/23.04.91 sowie dem Kleingartenplan vom 31.05.90 mit Stand vom 05.07.90 und 
Erläuterungen vom 31.05.90, Stand 05.07.90, des Büros Lutz & Partner. 

 Städtebauliche Umweltverträglichkeitsstudie für das Bauvorhaben „Bodensee-
Business-Park/ Konstanz – Stromeyersdorf“ des Stadtbauateliers Stuttgart vom Au-
gust 1991. 

 Untersuchung „Ladeneinzelhandel und Ladenhandwerk für Konstanz der Gesell-
schaft für Markt und Absatzforschung mbH (GMA Auszüge)). 

 „Erkundungsmaßnahmen auf mögliche Untergrundverunreinigungen im Bereich des 
ehemaligen Betriebsgeländes L. Stromeyer & Co. GmbH Konstanz“ (Altlastenunter-
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suchung) des Instituts Dr. Jungbauer und Partner vom 27.02.90 sowie Gutachten 
zur Prüfung  von Sicherungs- bzw. Dekontaminationsmaßnahmen vom 07.10.92. 

 Untersuchung „Baugrunderkundung und –beurteilung sowie Angaben zur Bebau-
barkeit in geotechnischer Hinsicht zum Bebauungsplan Stromeyersdorf in Konstanz“ 
des Ingenieurbüros Wibel & Leinenkugel vom 02.10.90. 

 4. Verordnung, Artikel 1, zur Durchführung des Bundes-Emissionsschutzgesetzes 
(Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen – 4. BimSchV) BGBl. 1985 I S. 
1586. 
 











STROMEYERSDORF IB































 
 
Bebauungsplan „Stromeyersdorf IB“ 
Zusammenfassende Erklärung gem. § 10 Abs. 4 BauGB 
 
Planungsgeschichte 
Zur Konversion der ehemaligen Industrieanlagen der Firma Stromeyer  am Seerhein wurde 
am 30.01.1986 der Aufstellungsbeschluss für einen Bebauungsplan gefasst. 
 
Im Rahmen eines Forschungsvorhabens des Bundesministeriums für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau wurde das Konzept einer "Stadtökologisch orientierten 
Wiedernutzung der Gewerbebrache Konstanz-Stromeyersdorf" entwickelt und vom 
Gemeinderat als integrierter Rahmenplan beschlossen.  
Auf dieser Grundlage wurde 1992/93 durch das Stadtbautatelier - Prof. Trieb, Stuttgart ein 
Bebauungsplan erstellt, der vom 10.08.1992- 09.09.1992 öffentlich ausgelegt wurde.  
Dieser Plan wurde am 29.04.1993 vom Gemeinderat als Satzung beschlossen, die nach 
damals geltendem BauGB notwendige Genehmigung durch das Regierungspräsidium 
Freiburg wurde aus verfahrenstechnischen Gründen jedoch versagt, so dass der 
Bebauungsplan nicht in Kraft gesetzt werden konnte. In den folgenden Jahren wurden die 
Zielsetzungen des Bebauungsplanes deshalb in die Grundstückskaufverträge übernommen. 
 
Für Verfahren, die vor dem 20.07.2004 begonnen wurden, sieht das derzeit geltende BauGB 
eine Überleitungsfrist bis 20.07.2006 vor. Um das Bebauungsplanverfahren innerhalb dieser 
Frist abschließen zu können, wurde die Fassung von 1993 noch einmal überarbeitet und am 
09.03.2006 dem Rat zum Billigungs- und Auslegungsbeschluss vorgelegt.  
 
Offenlage  
Vom 10.04. bis 09.05.2006 wurde der Bebauungsplan einschließlich örtlicher 
Bauvorschriften erneut öffentlich ausgelegt, es wurden 13 Ämter und Eigenbetriebe der 
Stadt Konstanz, 12 Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange und 4 Ämter des 
Landratsamtes Konstanz angeschrieben.  
Da das Plangebiet inzwischen größtenteils wieder bebaut und somit die Festsetzungen des 
Bebauungsplanes bereits umgesetzt wurden, gingen nur wenige Stellungnahmen ein.  
Am Entwurf wurden lediglich geringfügige Änderungen erforderlich, neben der Aktualisierung 
der Katastergrundlagen und der angrenzenden Straßenplanung der B33 betraf dies einige 
Veränderungen im Umfeld des Lohnerhofes.  
 
Umweltbelange 
Das Gebiet Stromeyersdorf wurde mehr als einhundert Jahre lang industriell durch den 
Textilbetrieb L. Stromeyer genutzt. Das Betriebsgelände war größtenteils versiegelt und mit 
unterschiedlichen Gewerbebauten vom Kontorhaus bis zur 100x100m großen zentralen 
Shedhalle bebaut. Dieser Bestand wurde bis auf die herausragenden Baudenkmale in den 
80er Jahren einschließlich der Oberflächenversiegelungen entfernt.  
 
Auf Grundlage des Grünordnungskonzeptes von 1991 wurde die Neuansiedlung von 
Gewerbebetrieben in einem klar strukturierten Straßenraster mit begleitenden Grünzügen 
umgesetzt. Am Nordrand des Gebietes, zur Line-Eid Straße wurden zusätzliche 
baumbestandene Grünflächen angelegt.  
Die im Westen des Gebietes vorhandene, sehr dichte Kleingartenanlage wurde aufgelockert, 
der Uferbereich am Seerhein wurde zu Gunsten einer öffentlichen Grünfläche aufgegeben. 
 
Diese Maßnahmen waren Bestandteil des ursprünglichen Bebauungsplankonzeptes, sie 
wurden in die als Satzung beschlossene Fassung des Planes übernommen und stellen aus 

 



ökologischer Sicht eine erhebliche Verbesserung der Situation im Vergleich zur vorherigen 
industriellen Nutzung dar. 
 
Planungsalternativen 
Im Rahmen des Forschungsvorhabens wurden Anfang der 90er Jahre verschiedene Ansätze 
zur Wiedernutzung der Gewerbebrache Stromeyersdorf geprüft. Weitere Informationen 
hierzu sind dem Forschungsbericht zu entnehmen, der bei der Stadt Konstanz eingesehen 
werden kann. 
 
Aus den Ergebnissen der Offenlage, auf Grund der Belange der Umwelt oder aus anderen 
Gründen gab es keine Erkenntnisse, die die gewählte Planungsvariante in Frage stellen. 
Eine erneute Prüfung von Planungsalternativen war deshalb nicht notwendig.  
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